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§ 537 RVO« Zu einem versicherten Fried*

hofsbefrieb gehört außer den Bestat¬

tungsarbeiten vor allem die Instandhai-

tung des Friedhofsgeländes, der Wege,
Anlagen und Grabstätten, und zwar auch

dann, wenn sie gewohnheitsrechtlich von

den dem Arbeiterstand zuzurechnenden

Angehörigen der Verstorbenen unent¬

geltlich und ohne besondere Verpflich¬
tung ausgeführt wird.

Friedhofsbetrieb und Verrichtung eigen¬
wirtschaftlicher Tätigkeitam Grabe eines

verstorbenen Angehörigen.
E. des R VA. vom 15. November 1933 — Ia

4365132*. EuM. Bd. 35 S. 79.

Die Klägerin hat am 13. April 1Q31 auf dem

Friedhof in E. einen Unfall erlitten. Sie wollte

gemeinschaftlich mit ihrem Ehemann das Grab¬

mal eines verstorbenen Angehörigen, das in

eine schiefe Lage geraten war, geradenicken;
dabei fiel der Grabstein um und verletzte die

Klägerin am rechten Unterschenkel. Eigen¬
tümerin des Friedhofs ist die Kirchengemeinde
E. Nach einem Bericht des Vertreters der

Friedhofsverwaltung, Pastor G., ist es orts¬

üblich, daß die Grabstellen von den Hinter¬

bliebenen selbst in Ordnung gehalten werden,
wenn dies auch in der Friedhofsordnung nicht

ausdrücklich bestimmt ist. Wahrend für den

ordnungsmäßigen Zustand der Friedhofswege
der Totengräber verantwortlich ist, kann die

Kirchengemeinde die Instandhaltung der Be¬

gräbnisstätten von den Angehörigen verlangen.
Die beklagte BG. hat den von der Klägerin er¬

hobenen Entschädigungsanspruch abgelehnt,
weil sie nicht als Arbeiterin auf dem Friedhof,
sondern bei einer aus Pietät gegen einen ver¬

storbenen Angehörigen verrichteten Tätigkeit
verunglückt sei. Das OVA. hat die Berufung
der Klägerin mit derselben Begründung zu¬

rückgewiesen. Der rechtzeitig eingelegte Re¬

kurs konnte keinen Erfolg haben.

Daß auf dem Friedhof der Gemeinde E. ein

nach § 017 RVO. versicherungspflichtiger Fried-

hofsbetrieb unterhalten wird, unterliegt keinem

Zweifel. Zu einem .solchen Betrieb gehört nach

der RSpr.. des RVA. außer den Bestattung
arbeiten vor allem die Instandhaltung A

Friedhofsgeländcs (das heifit der Wege und

Anlagen), und zwar auch dann, wenn sie ge*
wohnheitsrechtlich von den dem Arbeiterstand

zuzurechnenden Angehörigen der Verstorbenen

unentgeltlich und ohne besondere Verpflichtung
ausgeführt wird (zu vgl. E. 2960, AN. d. RV.

1017 S. 402, EuM. d. RVA. Bd. 0 S. 256); ferner

gehört zum Friedhofsbetrieb — was die Be¬

klagte in dem von ihr ausgegebenen Merkblatt

selbst anerkennt — auch die Instandhaltung der

Grabstätten. Hiervon zu unterscheiden ist je¬
doch die Frage, ob im einzelnen Falle der Ver¬

letzte bei Ausübung der auf dem Friedhof vor¬

genommenen unfallbringenden Tätigkeit als

Arbeiter in den Friedhofsbetrieb eintreten wollte

und eingetreten ist. Im vorliegenden Falle wrar

das Zurechtrücken des Grabsteins, bei dem der

Unfall sich ereignet hat, eine Tätigkeit, die die

Klägerin und ihr Ehemann nicht im Interesse

des Friedhofsbetriebes der Gemeinde, sondern

an dem Grabe ihres Angehörigen verrichtet

haben, zu dessen Instandhaltung sie nach dem

erwähnten Bericht des Vertreters der Friedhofs¬

verwaltung und auch nach allgemeinen fried¬

hofsrechtlichen Grundsätzen (zu vgl. Brunner

in „Der Friedhof'4, Jahrgang 1932 Nr. 5 S. 77, 78)
verpflichtet waren. Der Senat ist daher der Auf¬

fassung der Vorinstanzen beigetreten, daß die

Klägerin bei Verrichtung der unfallbringenden
Tätigkeit nicht als Arbeiterin in den Betrieb der

Friedhofsverwaltung eingetreten ist, sondern in

Erfüllung einer ihr obliegenden rechtlichen Ver¬

pflichtung eine eigenwirtschaftliche Tätigkeit
ausgeübt hat. Hiernach steht ihr ein Anspruch
auf Unfallentschädigung gegen die Beklagte
nicht zu.

§ 545a RVO. — Wegeunfall.

Der Weg in der Pause von der Arbeits¬

stätte zum Einkauf einer Vesper steht

unter dem Versicherungsschutz.

E. des RVA. vom 29. September 1933, la 6986

329.

Der Umstand, daß sich der Unfall des Klägers
am 0. Dezember 1928 nicht auf der Betriebs¬

stätte ereignet hat, schließt die Annahme eines

Betriebsunfalls nicht ohne weiteres aus. Denn

unter Umständen kann ein Weg, den ein Ver¬

sicherter während einer Betriebspause zur Ein¬

nahme von Mahlzeiten unternimmt, als nach

$ 345a der RVO. versicherter Weg gelten (zu
Vgl. EuM. Band 21 Seite 281 Nr. 131). Voraus¬

setzung ist allerdings, daß der Weg der nötigen

Ilrholung und Ernährung dient (zu vgl. EuM.

Band 31 Seite 529 Nr. 221). Im vorliegenden
Falle hat das RVA. diese Voraussetzung als

M füllt angesehen. Nach den unbestritten g
bliebenen Angaben des Klägers in der Rekurs-

schrift war in dem Betriebe keine Gelegenheit
/um Einkauf von Stärkungsmitteln. I war

daher durchaus begreiflich, daß der Kläger in

t Pause vor Beginn der Nachtschicht sich

noch einmal stärken wollte und die nur etwa



zwei bis drei Minuten vom Betriebe entfernt

liegende Wirtschaft S. aufsuchte. Daß er nicht

zu der noch etwas näher liegenden Wirtschaft

B. gegangen ist, rechtfertigt es nicht, dem Weg
zur Wirtschaft S. die Eigenschaft eines nach

§ 545a der RVO. versicherten Wegs abzu¬

sprechen. Es kann dahingestellt bleiben, ob

die Angaben in der Rekursschrift, daß nur bei

S. Eßwaren verkauft werden, zutreffen. Der

Kläger genoß also auf dem Wege von der Wirt¬

schaft S. zum Betriebe Versicherungsschutz.
Es kann auch keine Rede davon sein, daß er

etwa durch sein eigenes Verhalten während

dieses Weges den Zusammenhang mit dem Be¬

triebe gelöst habe. Denn er ist, wie aus den

Feststellungen im Strafverfahren gegen die

Bergleute R. und W. K. und im Zivilprozeß des

Klägers gegen den Bergmann R. K. hervorgeht,
ohne Grund überfallen und verwundet worden.

Hiernach ist die Beklagte verpflichtet, den Klä¬

ger aus Anlaß seines Unfalls zu entschädigen,

der erhebliche Folgen über die 13. Woche

hinaus hinterlassen hat.

§ 547 RVO. Nach Nr. 16 der Anlage zur

Zweiten BerufskrhVO. v. 11. Februar1929

begründet nicht eine mit silikotischen

Veränderungen einhergehende schwere

Lungenerkrankung schlechthin, sondern

nur eine Staublungenerkrankung Ent¬

schädigungsansprüche. Wenn diese Vor¬

aussetzung nicht erfüllt ist, so kann das

gleichzeitige Vorliegen einer Lungen¬
tuberkulose nicht beachtet werden. Es

kann also eine an sich nicht schwere

Staublungenerkrankung nicht deshalb

alt schwer angesehen werden, weil sie

mit tuberkulösen Veränderungen zu¬

sammentrifft.

E. des R VA. vom 8. November 1933 — Ia 12014.

31l. EuM. Bd. 35.

Der Kläger leidet nach dem auf den klinischen

und röntgenologischen Befund gestützten Gut¬

achten des ärztlichen Direktors der Lungen¬
heilanstalt S., Dr. U., vom 28. Februar 1931 an

einer mittelschweren Staublunge und daneben

an einer Lungentuberkulose. Hiernach handelt

es sich nicht um eine zu entschädigende Berufs¬

krankheit im Sinne der Nr. 16 der Anlage zur

Zweiten BerufskrhVO. vom 11. Februar 1929. Der

Ansicht des Dr. U., daß angesichts der infolge
der beiden Erkrankungen insgesamt schweren

Schädigung der Lunge eine schwere Silikose

angenommen werden müsse, vermochte der

Senat nicht zu folgen. Er hat bereits in seiner

E. vom 6. September 1933 ausgesprochen, daß

er die in dem Urt. des Senats für Berufskrank¬

heiten vom 25. Februar 1930 (EuM. d. RVA.

Bd. 26 S. 523 Nr. 218) — sogenannter Fall Jahn

— vertretene Auffassung, auf die sich Dr. U.

stützt, nicht teilen kann; er muß nach erneuter

Prüfung der Sach- und Rechtslage an diesem

Standpunkt festhalten.

Nach den Vorschriften der UV. begründet —

abgesehen von hier nicht zu erörternden Aus¬

nahmen — jede durch Betriebsunfall verursachte

Gesundheitsschädigung einen Rentenanspruch
entsprechend dem Grade der durch sie hervor¬

gerufenen Minderung der Erwerbsfähigkeit. Die

Voraussetzungen für die Entstehung von An¬

sprüchen auf Grund von Berufskrankheiten, cL h.

solchen Gesundheitsschädigungen, die zwar

gleichfalls durch die Beschäftigung im Betrieb,
aber in den meisten Fällen nicht durch einen

Unfall, sondern durch länger dauernde Ein¬

wirkungen verursacht worden sind, haben in¬

sofern eine abweichende Regelung erfahren, als

durch die VO. vom 11. Februar 1929 nur gewisse
Krankheiten als Berufskrankheiten in die Ver¬

sicherung einbezogen worden sind. Diese sind

gekennzeichnet entweder durch die Art ihrer

Entstehung (laufende Nr. 1 bis 10 und 22 der

Anlage zur VO.), oder durch die Benennung
des Krankheitsbildes selbst (laufende Nr. 11 bis

21 a. a. O.). Innerhalb dieser zweiten Gruppe
nehmen nun die in Nr. 16 und 18 der Anlage
aufgeführten Berufskrankheiten insofern eine

Sonderstellung ein, als hier nicht nur eine be¬

stimmte Krankheit, sondern darüber hinaus auch

ein bestimmter Grad dieser Krankheit Voraus¬

setzung für die Entstehung eines Renten¬

anspruches ist. So gilt als Berufskrankheit im

Sinne der VO. nur eine schwere, nicht etwa

schon eine mittlere oder leichte Staublungen¬
erkrankung (Silikose).
Hiernach ist beim Vorliegen silikotischer Lungen¬
veränderungen zunächst zu prüfen, ob sie nach

dem ärzdichen Befund das Bild einer schweren

Staublungenerkrankung darbieten. Erst wenn

außer den sonstigen anspruchbegründenden Tat¬

sachen auch diese feststeht, wenn also sämtliche

Voraussetzungen des § 1 der VO. vom 11. Fe¬

bruar 1929 erfüllt sind, wird Raum für die

Prüfung der weiteren Frage, in welchem Grade

die Erwerbsfähigkeit des Versicherten durch

die an sich zu entschädigende Berufskrankheit

beeinträchtigt ist; erst bei dieser Schätzung darf

daher auch in Betracht gezogen werden, ob

die Einwirkung einer schweren Silikose auf die

Erwerbsfähigkeit im Einzelfall besonders be¬

deutsam ist, weil neben und unabhängig von

ihr noch andere Leiden bestehen. Nicht ver¬

tretbar erscheint es somit, derartige, lediglich
für die Bemessung der Rente vorbehaltene Er¬

wägungen bereits dann anzustellen und zu ver¬

werten, wenn silikotische Veränderungen in dem

vom Gesetzgeber vorgeschriebenen, den Renten¬

anspruch erst begründenden Umfang überhaupt
nicht vorliegen. Von solchen Erwägungen geht
aber die Entscheidung vom 25. Februar 1930

aus, wenn sie bei Auslegung des Begriffs
^schwere Staublungenerkrankung4' die Auf¬

fassung vertritt, daß eine Silikose auch dann

als schwer und daher entschädigungspflichtig
angesehen werden könne, wenn zwar die eigent¬
lichen silikotischen Lungenveränderungen an

sich nicht das von der ärztlichen Wissenschaft

als schwer angesehene Krankheitsbild (soge¬
nanntes III. Stadium) zeigten, aber einen

schwächlichen oder aus anderen Gründen wenig
widerstandsfähigen Körper eben wegen seiner

Mängel schwer getroffen hätten. Dies gelte bei¬

spielsweise auch bei dem gleichzeitigen Be¬

stehen einer Lungentuberkulose: „Ist anzu¬

nehmen, daß infolge einer schon durch Tuber¬

kulose geschwächten Lunge die Silikose

schwerer empfunden wird, als wenn die tuber¬

kulösen Veränderungen nicht beständen, o
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kann das Vorliegen einer schweren Silikose

auch dann zu bejahen sein, wenn stärkere sili-

kotische Veränderungen nachgewiesen sind,
aber noch nicht das Bild des III. Stadiums

bieten." Der Senat für Berufskrankheiten ge¬

langt also zur Annahme einer entschädigungs¬
pflichtigen Berufskrankheit durch die Heran¬

ziehung von Umständen, die schon nach den in

der Rechtsprechung geltenden allgemeinen
Grundsätzen erst bei Feststellung des Maßes

der Erwerbsunfähigkeit zu berücksichtigen sind

(zu vgl. RVO. v. Mitgl. d. RVA. Bd. III 2. Aufl.

S. 124 Anm. 6 2u § 559a). Er glaubt, hieran auch

durch den zweiten Satz in Sp. II zu Nr. 16 der

Anl.age zur V, vom 11. Februar 1929: „Trifft
eine schwere Staublungenerkrankung mit

Lungentuberkulose zusammen, so gilt für die

Entschädigung die Tuberkulose als Staublungen¬
erkrankung" gehindert zu sein. Diese Vor¬

schrift will nun aber ausschließlich den Fall

regeln, daß gleichzeitig neben einer schweren,
also schon an sich zu entschädigenden Silikose

eine Lungentuberkulose besteht; die in ihr fest¬

gelegte unwiderlegliche Vermutung einer Iden¬

tität beider Leiden kann mithin erst bei der

Feststellung der Rentenhöhe, nicht aber schon

bei der Feststellung des Rentenanspruchs Be¬

deutung gewinnen. Voraussetzung für die Be¬

rücksichtigung einer Lungentuberkulose auf

Grund der in Nr. 16 der Anlage aufgestellten
Rechtsnorm ist nach ihrem klaren, einer Aus¬

legung nicht fähigen Wortlaut, daß eine schwere

StaubTungenerkrankung, also eine zur Entschä¬

digung berechtigende Berufskrankheit bereits

vorliegt. Nur wenn dies der Fall ist, tritt die

Tuberkulose als im Gesetz fingierte weitere

Folge der Staubeinatmung hinzu und ist dann

bei Schätzung des Grades der Erwerbsunfähig¬
keit mit zu berücksichtigen.
Wollte man den Darlegungen des Senats für

Berufskrankheiten folgen, also „auch eine Sili¬

kose, die isoliert betrachtet, nicht als schwer

bezeichne: werden könnte, trotzdessen und

gerade infolge ihres Zusammentreffens mit

tuberkulösen Veränderungen in gesetzlichem
Sinne als schwer ansehen", so würde der zweite

Satz zu Nr. 16 a. a. O. jeden Sinn verlieren und

übrigens auch zu einer doppelten Anrechnung
der Tuberkulose — einmal bei der Feststellung
des Umfangs der Silikose, das zweitemal bei

Feststellung des Grades der durch sie ver¬

ursachten Erwerbsunfähigkeit — führen müssen.

Der Senat hält es angesichts der zweifelsfreien

Fassung der gesetzlichen Vorschriften nicht für

möglich, eine gleichzeitig mit silikotischen Ver¬

änderungen der Lunge einhergehende Lungen¬
tuberkulose zu berücksichtigen, wenn die erst¬

genannte Erkrankung nicht die von der ärzt¬

lichen Wissenschaft verlangten Merkmale einer

schweren Silikose aufweist, sondern nur als „er¬

heblich*4 oder „stärker" anzusehen ist. Auch die

vom Senat für Berufskrankheiten zur Stützung
seiner gegenteiligen Auffassung herangezogene
Begründung zum Regierungsentwurf (zu vgl.
AN. für RV. 1929 S. IV 14) bietet hierfür keine

Grundlage. Nach diesem Entwurf war die

Entschädigung für Staublungenerkrankungen
schlechthin vorgesehen* Durch die vom Reichs¬

rat später vorgenommene Einfügung des Wortes

„schwere" in beide Sätze in Sp. II zu Nr. 16 der

Anlage zur VO. vom 11. Februar 1929 hat sich

aber die Rechtslage entscheidend geändert-

Der Senat hat davon abgesehen, eine Bestim¬

mung des Begriffs „schwere Staublungen¬
erkrankung" zu geben, um dessen Deutung und

Abgrenzung die ärztliche Wissenschaft gerade
in letzter Iteit besonders bemüht ist (zu vgl.
Meyer in „Monatsschrift für Unfallheilkunde"*

1933 Nr. 8, Telekv in „Klinische Wochenschrift"

1933 Nr. 37, Holstein in „Aerztliche Sachver¬

ständigenzeitung" 1933 Nr. 20); er hat sich auf

die Feststellung beschränkt, daß nach Nr. 16 der

Anlage zur VO. vom 11. Februar 1929 nicht eine

mit silikotischen Veränderungen einhergehende
schwere Lungenerkrankung schlechthin, sondern

nur eine schwere Staublungenerkrankung Ent¬

schädigungsansprüche begründet, und daß,

wenn diese Voraussetzung nicht erfült ist, das

gleichzeitige Vorliegen einer Lungentuberkulose
nicht beachtet werden kann.

Da im vorliegenden Falle eine Erkrankung in

dem vom Gesetz geforderten Ausmaß nicht

vorliegt, war dem Rekurs des Klägers der Er¬

folg zu versagen.

§ 547 RVO. Zur Auslegung des Begriffs
„Metallschleiferei" im Sinne der Nr. 16

der Anlage zur Zweiten BerutskrhVO.

vom 11. Februar 1929. Oie Reinigung der

Formstücke von dem ihnen anhaftenden

Sande mit einem Sandstrahlgebläse in

einer Eisengießerei kann nicht als eine

Schleifereitätig keit angesehen werden.

E. des RVA. vom 17. August 1933 — Ia 11044.

31. EuM. Bd. 35 S. 6.

Das RVA. hat sich ebenfalls nicht davon zu

überzeugen vermocht, daß bei dem Klüger eine

nach der Zweiten BerufskrhVO. vom 11. Februar

1929 zu entschädigende Berufskrankheit vor¬

gelegen hat. Nach dem Ergebnis der Ermitt¬

lungen steht zwar fest, daß bei dem Kläger
eine schwere Staublungenerkrankung vorge¬

legen hat. Fraglich ist nur, ob der Betrieb, in dem

er 40 Jahre lang gearbeitet und in dem er sich

die Erkrankung wahrscheinlich zugezogen hat,

als Betrieb der Sandsteingewinnung, -Bearbei¬

tung und -Verarbeitung oder als Metallschleiferei

im Sinne der Nr. 16 Spalte III zu a) und b) der

Anlage zur Zweiten BerufskrhVO. vom 11. Fe¬

bruar 1929 (RGBl. I S 27) anzusehen ist. Der

Kläger ist in einer Eisengießerei und Formerei

(Poterie-Gießerei) als Former und Eisengießer

tätig. Daß Buchstabe a) (Betriebe der Sand¬

steingewinnung, -bearbeitung und -Verarbeitung)
nicht zutrifft, bedarf keiner weiteren Erörterung.

Hier sind nur die Betriebe gemeint, in denen

der natürliche Sandstein gewonnen oder ver¬

arbeitet wird. Das kommt hier jedoch nicht in

Frage, da hier lediglich in einer Eisenhütte

Sand, also ein Körper, der entweder auf natür¬

lichem oder künstlichem Wege aus Sandstein

entstanden ist und daher als Produkt des Sand¬

steins bezeichnet werden kann, bei der Bearbei¬

tung von Hüttenerzeugnissen verwendet worden

ist. Das RVA. hat auch in mehreren E.en Be¬

triebe, in denen mit Sand gearbeitet oder der

Sand verarbeitet wird, aicht als Betrieb im

Sinne der vorgenannten VO. betrachtet (zu
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vgl. EuM. d. RVA. Bd. 27 S. 11 Nr. 6, S. 1

Nr. 90; Bd. 2S S. 20 Nr. 10, S. 20 Nr. 11).
Auch ein Betrieb det Metallschleiferei im Sinne

des Buchstaben b) kommt nicht in Frage. Der

Kläger hat mit einem Sandstrahlgebläse die

vom Guß kommenden, noch heißen Formstücke

von dem anhaftenden Formsand befreit. Eine

solche Behandlung, bei der die Metallstücke

Ibst in ihrer Substanz und Form nicht verä¬

ndert werden, kann nicht als „Schleiferei" be¬

zeichnet werden. Unter einer Schleiferei ist

vielmehr die Bearbeitung von Metallen mittels

einer rotierenden Schleifmasse oder vielleicht

auch mit einer Feile (wenn die Arbeit von Hand

geschieht) zu verstehen. Der Kreis der Betriebe

t bei Nr. 16 Spalte III Buchstabe b) enger als

bei Nr. 18. Für Nr. 16 kommen nur Met all¬

schleifereien in Betracht, während bei Nr.

alle Betriebe der Metallbearbeitung und Ver-

. beitung aufgeführt sind. Eine Entschädigung
pflicht der BG. besteht daher nici

§ 923 RVO. Einsalzen von Schlachtfteisch
im kleinbäuerlichen Betrieb als landwirt¬

schaftlicher Unfall angesehen.
E. des RVA. vom 22. Februar 1934 la 11011
31 10.

Nach der ständigen Rechtsübung des RVA. (zu
vergleichen RVO. mit Anmerkungen, heraus¬
gegeben von Mitgliedern des RVA. Band III
2. Aufl. S. 47 Abs. 2 Anm. 2b zu § 544) ist zwar

das Einsalzen des Schlachtfleisches, wenn es

sich nicht in unmittelbarem zeitlichen und ört¬

lichen Zusammenhang mit dem Schlachten voll¬

zieht, nicht dem landw. Betriebe, sondern der
Hauswirtschaft zuzurechnen, wie in dem ange¬
fochtenen Urteil zutreffend ausgeführt ist. Das
OVA. hat aber unterlassen, die Frage zu prü¬
fen, ob nicht die unfaJlbringende Tätigkeit mit
der Landwirtschaft zusammenhängt, und ob
nicht die Ansprüche der Klägerin in der Vor-

hrift des § 923 RVO. ihre rechtliche Begrün¬
dung finden. Ein Zusammenhang der Fleisch¬
bearbeitung mit der Landwirtschaft ist im vor¬

liegenden Falle um so mehr anzunehmen, als

es sich um einen kleinbäuerlichen Betrieb han¬

delt, bei dem Hauswirtschaft und Landwirt
schaft ineinander übergreifen. Gemäß § 923

der RVO., § 45 Abs. 2 der Satzung genießt also

die Klägerin den Schutz der UnfV.. wenn sie

hauptsächlich in ihrer Landwirtschaft beschäf¬

tigt ist. Nach dem Ergebnis der in der Re¬
kursinstanz durchgeführten Beweisaufnahm*
insbesondere nach den durchaus glaubwürdige
Bekundungen der mit der KL.jerin nicht ver¬

wandten Zeugen Andreas Z. und Friedrich H
auf deren Beeidigung die Parteien verzichtet

haben, kann es keinem Zweifel unterliegen, daß
die K.ägerin hauptsächlich mit landw. Arbeiten

beschäftigt gewesen ist. Dabei ist es, was die

Beklagte verkennt, unerheblich, ob die Land¬
wirtschaft der Klägerin rein rechnerisch nur

e Arbeitsleistung von 75 Tagewerken im

hre erfordert. Es kommt vielmehr lediglic
darauf an, ob Klägerin ihre Arbeitskraft,
die bei ihrem Alter sicher nicht der eines nor¬

den Landarbeiters gleichzustellen ist, zum

überwiegenden il a die landw. Täaifkeit
verwendet. Das nach den übereinstimmer
den Bekundungen samtlicher in dem Verfahren

gehörten Zeugen der Fall. Nach dem Ergebnis
der Beweisaufnahme bildet auch die Landwirt¬

schaft für die Klägerin nicht nur den Schwer¬

punkt ihres wirtschaftlichen Daseins, sonder

da die Hauswirtschaft wesentlich von ihren

Familienangehörigen besorgt wird, fast den aus¬

schließlichen Inhalt ihres Lebens. Die Vorau

Setzungen, die in der Rechtsprechung des RVA.

für die Anwendung des § 923 der RVO. auf¬

gestellt sind, sind also im vorliegenden Falle

veifellos gegeben, ohne daß es entscheidend

darauf ankommt, daß die Klägerin noch eine

Witwenpension bezieht. Denn diese Einnahme

fließt ihr zu, ohne daß ihre Arbeitskraft dafür

in irgendeiner Form in Anspruch genommen

wird.

§§ 1255,1258 RVO. Bewertung hauswirt¬

schaftlicher Tätigkeit bei Prüfung der

Frage der Invalidität und der Fähigkeit,
das gesetzliche Lohndrittel zu verdienen.

E. des RVA vom 9. Dezember 1933 IIa 640 33*.

Dr. B. und die Aerztin Dr. von H. haben im

Gegensatz zu Dr. S. die Invalidität der Klägerin
verneint, weil die Klägerin noch fähig sei,
leichte häusliche Arbeiten — nach Dr. von H.

„eine Reihe von leichteren häuslichen Arbeiten"
— zu verrichten. Für die Prüfung der Frage,
ob die Klägerin noch imstande ist, durch Ver¬

wendung der ihr verbliebenen Arbeitskraft das

gesetzliche Mindestverdienstdrittel zu verdie¬

nen, wäre aber eine nähere Erörterung dar¬

über angezeigt gewesen, welche Arbeiten in der

Hauswirtschaft ihr noch zuzumuten sind und ob

sie bei diesen Fähigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt — nicht etwa unter den Gesichts¬

punkten schlechter Arbeitsmarktlage, sondern

unabhängig davon überhaupt — für den Er¬

werb durch hauswirtschaftliche Arbeiten er¬

werbsfähig im Sinne des § 125$ RVO. ist.

§ 35 RKG. Für die Beurteilung der Berufs*

Unfähigkeit ist diejenige Arbeit ent¬

scheidend, welche der Rentenbewerber

in dem letzten dem Invalidisierungsan-

trag vorangegangenen nicht allzu kurz

bemessenen Zeitraum verrichtet hat.

E. des RVA. vom 1. Dezember 1933 Illa Kn.

345 333.

Der Kläger bemängelt nicht die vom Knapp-
hafts-OVA. auf Grund der erstatteten Gut¬

achten rechtlich bedenkenfrei getroffene Fest¬

stellung, daß er noch die im letzten Jahrzehnt

geleisteten Arbeiten oder gleichwertige weiter

verrichten könne. Er meint aber, die hieraus

gezogene Folgerung, daß er noch nicht berufs¬

unfähig im Sinne des $ 35 des RKnG. sei, sei un-

richtig, weil es allein auf seine frühere Tätigkeit
als Fördermäschinist ankomme, aus der er

gegen seinen Willen verdrängt worden sei, und

weil danach hätte gefragt werden müssen, ob

er noch als Fördermaschinist berufsfähig sei.

Diesen Ausführungen kann nicht beigetreten
werden. N ich der ständigen Rechtsprechur
des RVA. ist im Falle eines Berufswechsels für

die Beurteilung der Berufsunfähigkeit diejenige
Arbeit entscheidend, welche der Rentenbewer¬

ber in dem letzten, dem Invalidisierungsantrag

vorangegangenen, nicht allzu kurz bemessenen
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Zeitraum verrichtet hat. Es ist zuzugeben, daß

ein unfreiwilliger Berufswechsel unberücksich¬

tigt zu bleiben hat, wenn binnen einer ange¬

messenen Frist der Bewerber zu seiner alten

Tätigkeit zurückgekehrt ist. Hier aber kann

nach Lage der Sache nicht davon die Rede sein,
daß der Kläger ein Jahrzehnt lang gegen seinen

Willen Arbeiterdienste geleistet hätte. Dieser

Schluß ist aHein möglich für die Zeit bis zur

Wiederholung der Fördermaschinistenprüfur
im Jahre 1921. Nachdem aber diese Prüfui

erfolglos geblieben war, war für den Kläger
jede Möglichkeit abgeschnitten, in seine frühere

Tätigkeit und Beamtenstellung zurückzukehren.

Er stand vor der Frage, entweder jede knapp¬
schaftliche Tätigkeit aufzugeben oder sich wei¬

ter als Bergart>eiter beschäftigen zu lassen, was

er vor 1903 bereits gewesen war. In wohlver-

indener Abwägung beider Möglichkeiten
wählte der Kläger den letzten Weg und ist ihn

10 Jahre lang gegangen. Damit hat er, wenn

ihm auch wirtschaftlich nichts anderes übrig

blieb, doch im Rechtssinne freiwillig den Beruf

gewechselt. Deshalb hat das Knappschafts-
OVA. mit Recht die in den letzten Jahren ge¬

leisteten Arbeiten der Beurteilung der Berufs¬

unfähigkeit zugrunde gelegt.

Oie früher gewährte, auf Grund des § 2

Abs. 1 des Fünften Teils Kap. II Abschn. 1

derVierten NotVO.vom 8.Dezember1931

weggefallene Rente kann nicht deshalb

wiedergewährt werden, weil der Ver¬

letzte nach dem Wegfall der Rente einen

weiteren Betriebsunfall erlitten hat,

dessen Folgen er eine Unfallrente

E. des R VA. vom 23. Oktober 1933 — la 1916.

33. EuM. Bd. 35 S. 22.

1. Leistungen, die nach § 66 des RKnG.

«zu gewähren sind, sind Leistungen des

Trägers der knappschaftlichen Pensions¬

versicherung, die nach den Vorschriften

des AVG. zu berechnen sind.

2. Besteht ein Anspruch auf Ruhegeld
nach dem RKnG., so stehen dem Berech¬

tigten auch bei Anwendung des § 66 des

RKnG. die Nebenleistungen nach § 56

Nr. 4 und 5 in Verbindung mit §§ 63, 64

des RKnG. zu.

3. Unter den „nach diesem Gesetz vor¬

geschriebenen Leistungen" im Sinne des

§ 66 des RKnG. sind nicht nur die Leistun¬

gen der knappschaftlichen Pensionsver¬

sicherung, sondern auch diejenigen der

InvV. zu verstehen, die nach § 103 Abs. 1

und § 109 Abs. 1 des RKnG. von der Reichs¬

knappschaft zu gewähren sind.

4. Sind gemäß§66desRKnG.Leistungen
nach den Vorschriften des AVG. in einem

Falle zu gewähren, in welchem bereits

eine besondere Rente der InvV. nach

§109 Abs. 1 des RKnG. festgesetzt ist,

so ist diese vom Träger der InvV. weiter-

zugewähren; von der Pensionskasse ist

nur der Unterschiedsbetrag mehr zu ge¬

währen, der notwendig ist, um die nach

dem RKnG. zu gewährende Leistung auf

den nach dem AVG. berechneten höheren

Betrag zu ergänzen. Das gleiche gilt auch

dann, wenn die besondere Rente der

InvV. nach §109 Abs. 1 des RKnG. noch

nicht festgesetzt ist.

5. Ob die Voraussetzungen für die An¬

wendbarkeit des § 66 des RKnG. vor¬

liegen, istvonAmtswegen nichtzu prüfen.

E. des R VA. vom 4. Mai 1933 — Illa Kn. 8. 33

und 10. 33. EuM. Bd. 35 S. 36.

Die LVA. \\".. der Reichsverband Deutscher

LVA.en und die Reichsknappschaft haben be¬

antragt, auf Grund des $ 195 des RKnG.,

$ 1715a RVO. eine grundsätzliche E. darüber

zu treffen, ob es sich, wenn den Empfän¬

gern eines knappschaftlichen Ruhegeldes die

Leistungen nach § 66 des RKnG. zu gewähren
nd, um Leistungen nach dem AVG. oder um

solche nach dem RKnG. handelt, die lediglich
nach dem AVG. zu berechnen sindr und ob

daher, wenn Leistungen der Angestellten¬

pensionskasse mit Leistungen der InvV. zusam¬

mentreffen, lediglich die Vorschriften des AVG.

anzuwenden sind, oder ob in diesem Falle die

Leistungen der knappschaftlichen PensionsV.

und der InvV. getrennt zu gewähren sind, und

zwar derart, daß die Leistung der Angestellten¬
pensionskasse nur in der Höhe zu zahlen ist, die

den Unterschiedsbetrag zwischen der Leistung
der InvV. und der Leistung der AngV. mit

Steigerungsbeträgen der InvV. ausmachen

würde.

Die LVA. W. hat gebeten, grundsätzlich auch

darüber zu entscheiden, ob unter den „nach
diesem Gesetz vorgeschriebenen Leistungen"
des § 66 des RKnG. auch Leistungen der InvV.

zu verstehen sind.

Die Reichsknappschaft hat weiterhin beantragt,
grundsätzlich auch darüber zu entscheiden, ob

den Ruhegeldempfängern nach dem RKnG. bei

ausschließlicher Anwendung des AVG. nach

$ f*> des RKnG. die Nebenleistungen nach § 56

Nr. 4 und 5 in Verbindung mit §§ 63, 64 des

RKnG. zustehen.

Die zur E. vorgelegten Fragen erstreben eine

grundsätzliche Auslegung des n* 66 RKnG., nach

welchem „es, soweit nach dem AVG. Leistungen
zu gewähren sind, die über die nach diesem

Gesetze vorgeschriebenen hinausgehen, bei den

Vorschriften des AVG. bewendet Die Not¬

wendigkeit der E. wird damit begründet, daß

infolge der Kürzungsbestimmungen, denen die

Leistungen aus der knappschaftlichen PensionsV.

der Angestellten nach der Satzung der Reichs¬

knappschaft (zu vgl. z. B. ^ 123, 154 154b

a. a. (>.) und nach der ArblHVO. vom 14. Juni

1932 (RGBL I S. 273) unterworfen sind, die G«

mtleistung aus der knappschaftlichen Pen-

rv>V. einschließlich der Leistungen aus dl

InvV 71 Abs I, 103, 100 Abs 1 RKnG.)
so werde, daß die Prüfung erforderlich

ob die durch »6 RKnG. zugesicherte
Leistung höher sei als die auf Grund der Pen¬

sionsV. und der InvV. gewährten Leistungen.

Bei der Feststellung und Berechnur._ Ier Lei-
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stungen nach § 66 a. a. O. sind die in den

aufgeführten Fragen enthaltenen Zweifel ent¬

standen. Der Reichsverband Deutscher LVA.en

legt dabei den § 66 RKnG. dahin aus, daß

die Rentenleistung ausschließlich nach dem

AVG. zu berechnen sei, daß also entsprechend
der zwischen der AngV. und InvV. geltenden

Regelung aus der knappschaftlichen PensionsV.

der Angestellten eine einheitliche Rente mit den

Steigerungsbeträgen der InvV. zu gewähren sei.

Der Träger der knappschaftlichen PensionsV.

habe daher den Grundbetrag allein zu tragen,

und die Träger der InvV. hätten ihm nach

L57 Abs. 3 AVG. lediglich die Steigerungs¬

träge aus der InvV. zu ersetzen. Die Reichs¬

knappschaft dagegen vertritt die Rechtsauf¬

fassung, daß es zunächst bei den nach der

grundsätzlichen E. des RVA. 3236 (AN. für RV.

1928 S. IV 287, EuM. d. RVA. Bd. 23 S. 70 Nr. 31)

nebeneinander zu gewährenden Leistungen der

InvV. und der knappschaftlichen PensionsV. der

Angestellten bleiben müsse, der Grundbetrag der

PensionsV. also nach Maßgabe des § 106 RKnG.

neben demjenigen der InvV. weiterhin zu ruhen

habe und die Angestelltenpensionskasse nur den

Unterschied zwischen jener Leistung aus ihrer

Kasse und der InvV. und derjenigen Leistung

zu gewähren habe, die sich bei einer Berech¬

nung der Leistung nach § 66 a. a. O. ergäbe.
Bei den gestellten Fragen handelt es sich um

eine noch nicht festgestellte Auslegung des

§ 66 a. a. O. von grundsätzlicher Bedeutung.
Da ein zur E. der gestellten Fragen geeigneter
Einzelfall dem RVA. zurzeit nicht vorliegt, er¬

schien es in folgenden Punkten angebracht, die

erbetene E. nach § 1715a RVO. in Verbindung
mit § 195 RKnG. zu treffen.

1. Zweck der Vorschrift des § 66 RKnG. ist,

den in knappschaftlichen Betrieben beschäftig¬

ten Angestellten nach dem Fortfall der bis zum

Inkrafttreten des RKnG. neuer Fassung am

1. Juli 1926 für sie vorgeschriebenen Doppelver¬

sicherung in der knappschaftlichen PensionsV.

und der AngV. wenigstens den V.schutz der

reichsgesetzlichen AngV. zu gewährleisten (zu

vgl. E. 3281, AN. für RV. 1928 S. IV 341,

EuM. d. RVA. Bd. 23 S. 222 Nr. 99). Zur Er¬

füllung dieses Zweckes wird daher der knapp¬
schaftliche VTr. durch § 66 a. a. O. angehalten,
dem knappschaftlichen Ruhegeldempfänger die

Leistungen, soweit diejenigen der knappschaft¬
lichen PensionsV. nicht höher sind, stets in

Höhe derjenigen Leistungen zu gewähren, die

ihm zustehen würden, wenn er anstatt in der

knappschaftlichen PensionsV. in der reichsge¬
setzlichen AngV. versichert gewesen wäre.

Damit werden die Leistungen nach § 66 RKnG.

aber nicht etwa zu Leistungen nach dem AyG.
Denn die Natur des Versicherungsverhältnisses
als eines knappschaftlichen wird durch § 66

a. a. O. nicht geändert, und die Leistungen aus

diesem V.verhältnis bleiben Leistungen des

Trägers der knappschaftlichen PensionsV., die

lediglich nach den Vorschriften des AVG. zu

berechnen sind.

2. Die Anwendung des § 66 RKnG. erfordert

dabei einen Vergleich zwischen den Leistungen,
die dem knappschaftlichen Versicherten nach

dem RKnG. zustehen, und denen, die ihm nach

dem AVG. zustehen würden. Die gesetzlichen

Leistungen der beiden VTr. decken sich nicht

So sind im AVG. Leistungen vorgesehen die

das RKnG. nicht kennt (zu vgl. z. B. §5 35,

61, 62, 385, 397 AVG.). Umgekehrt sieht das

RKnG. Leistungen vor, die in dem AVG. nicht

vorgeschrieben sind (zu vgl. z. B. § 56 Nr. 4

und 5 RKnG. in Verbindung mit §§ 63, 64

a. a. O.). Soweit das AVG. solche andersge¬

arteten Leistungen, insbesondere auf Grund

anderer gesetzlicher Leistungen vorsieht, sichert

§ 66 RKnG. den in knappschaftlichen Betrieben

versicherten Angestellten auch diese Leistungen

zu, sofern sie die im AVG. vorgesehenen Vor¬

aussetzungen erfüllen. Die Satzung der Reichs¬

knappschaft hat dieser grundsätzlichen Rege¬

lung dadurch Rechnung getragen, daß sie die

Gewährung eines Teils jener dem* RKnG. unbe¬

kannten Leistungen des AVG. ausdrücklich be¬

stimmt hat (zu vgl. z. B. §§ 138, 139, 140 der

Satzung der Reichsknappschaft). Hieraus folgt

besonders der bereits oben ausgesprochene

Grundsatz, daß die mit Rücksicht auf § 66

a, a. O. aus dem AVG. übernommenen Leistun¬

gen nicht solche dieses Gesetzes sind, sondern

stets Leistungen der PensionsV- bleiben.

Neben diesen ihrer Natur nach verschiedenen

Leistungen sehen beide Gesetze Rentenleistun¬

gen vor, die, abgesehen von notwendigen Ver¬

schiedenheiten, im wesentlichen auf ähnlichen

Voraussetzungen beruhen. Hinsichtlich dieser

ihrer Art nach vergleichbaren Leistungen (z. B.

Ruhegeld aus der PensionsV. — Ruhegeld aus

der AngV.) ergibt sich aus § 66 RKnG., daß

nicht ohne weiteres die Leistungen des AVG.

statt derjenigen des RKnG. gegeben werden

können. Vielmehr „bewendet es bei den Vor¬

schriften des AVG/4; das bei seiner Berech¬

nung höhere Ruhegeld der AngV. darf z. B.

also nur gewährt werden, wenn alle Voraus¬

setzungen des AVG. wie z. B. Erfüllung der

Wartezeit, Berufsunfähigkeit nach § 30 a. a. O.

gegeben sind. Darüber hinaus ist es nach dem

klaren Wortlaut des § 66 RKnG. nicht zulässig,

bei der Ermittlung, welche solcher Leistungen

für den Versicherten günstiger sind, etwa die

Gesamtleistungen einschließlich der Neben¬

leistungen des AVG. denen des RKnG. gegen¬

überzustellen. Das ergibt sich besonders aus

dem Worte „soweit" in § 66 a. a. O., das den

Vergleich zwischen den vergleichbaren Leistun¬

gen der beiden VTr. fordert und die Leistung

„nach den Vorschriften des AVG." nicht dann

ausschließt, wenn die Leistung des RKnG. im

ganzen gleichwertig ist. Die Nebenleistungen

des § 56 Nr. 4 und 5 RKnG., die den knapp¬
schaftlichen Ruhegeldempfängern bzw. deren

Hinterbliebenen zu gewähren sind (freie ärzt¬

liche Behandlung und Arznei bzw. Bestattungs¬

beihilfe) und die das AVG. nicht kennt, schließen

somit die Leistung nach „den Vorschriften des

AVG/- gemäß § 66 RKnG. nicht aus. Der Be¬

rechtigte behält mithin den Anspruch auf die

vorgenannten Leistungen Nebenleistungen der

knappschaftlichrn PensionsV., auch wenn bei

ihm § 66 RKnG. Anwendung findet.

3. Der Vergleich der Leistungen ist nach § 66

RKnG. in der Weise durchzuführen, daß die

„nach dem RKnG vorgeschriebenen Leistungen4*
den „nach dem AVG. zu gewährenden Leistun¬

gen", soweit auch ihre gesetzlichen Voraus
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Setzungen vorliegen, gegenüberzustellen und

beiderseits der Höhe nach zu berechnen sind.

„Nach dem RKnG, vorgeschriebene Leistun¬

gen" sind alle vergleichbaren Leistungen, die

das RKnG. vorsieht Da es sich hier um

Leistungen aus der RentenV. handelt, müssen

die Leistungen der KV., obwohl das RKnG. auch

sie ordnet, ausscheiden. Anderseits gehören zu

jenen Leistungen „nach dem RKnG." nicht bloß

diejenigen der Pensionsversicherung, sondern

auch die entsprechenden Leistungen der InvV.

Denn nach § 103 Abs. 1 RKnG. gewährt die

Reichsknappschaft als Sonderanstalt der InvV.

diese nach den Vorschriften der RVO. Die

Rentenleistungen der InvV. sind nach § 109

Abs. 1 a. a,. O., wenn der Versicherte außer

Beiträgen aus der Pensionsversicherung auch

solche zur reichsgesetzlichen InvV. entrichtet

hat, gesondert festzusetzen, sofern die Warte¬

zeit erfüllt und die Anwartschaft erhalten ist.

Diese Leistungen der InvV. sind daher „nach
dem Reichsknappschaftsgesetz vorgeschrieben".
Das gleiche gilt für die Steigerungsbeträge der

InvV., die bei nichterfüllter Wartezeit in der

InvV. gemäß § 71 Abs. 1 des RKnG. zu den

Leistungen nach dem RKnG. treten. Zu den

nach dem RKnG. vorgeschriebenen Leistungen
gehören auch die Steigerungsbeträge aus der

AngV., welche nach § 70 Satz 1 RKnG. zusätz¬

lich bei den Leistungen nach dem RKnG. zu

Gewähren sind. Auf die sich hierauf ergebenden
eistungen sind alle Ruhens- und Minderungs¬

vorschriften anzuwenden, auch soweit sie auf

§ 132 RKnG. und der Satzung der Reichsknapp¬
schaft beruhen.

Den „nach diesem Gesetz", d. h. dem RKnG.

festzustellenden Leistungen sind die Renten¬

leistungen gegenüberzustellen, die „nach dem

AVG. zu gewähren" sind, die also der Berech¬

tigte beziehen würde, wenn er nur nach dem

AVG. versichert gewesen wäre. § 66 RKnG. ist

daher, wie bereits hervorgehoben, auch nur an¬

wendbar, wenn die Wartezeit nach dem AVG.

erfüllt und die Anwartschaft nach diesem Gesetz

erhalten ist und bei Ruhegeld wegen Berufs¬

unfähigkeit die Voraussetzungen des § 30 oder

des § 397 AVG. erfüllt sind. Bei Wanderver¬

sicherten sind die Steigerungsbeträge der InvV.

nur anzurechnen, soweit sie nach früherem

Rechte kraft Gesetzes (§ 57 des AVG.) bei den

Leistungen der AngV. zu gewähren waren. Für

die seit dem 1. Juli 1932 beantragten Leistungen
können jedoch die Steigerungen der InvV. nur

dann berücksichtigt werden, wenn auch die

Leistungvoraussetzungen der InvV. erfüllt

sind (zu vgl. ArblHVO. vom 14. Juni 1932 —

RGBl. I S. 273 —, Erster Teil Kap. 2 Art. 2 § 3,
Art. 6 §§ 1, 2). Eine Berücksichtigung der

Steigerungsbeträge der knappschaftlichen Pen¬

sionsV. lassen dagegen die „Vorschriften des

AVG." nicht zu. Sie können daher für den Ver¬

gleich nicht den Renten der AngV. hinzugerech¬
net werden. Auf die nach diesen Gesichts¬

punkten errechneten Leistungen müssen dann

die für die AngV. geltenden Ruhens- und Min¬

derungsvorschriften angewendet werden, um die

„Leistungen nach dem AVG." im Sinne des § 66

RKnG. zu erhalten.

4. Sind auf diese Weise die vergleichbaren
Rentenleistungen nach dem RKnG. und nach

dem AVG. ihrer Höhe nach festgestellt und

ergibt sich, daß die dem Berechtigten nach

dem AVG. zustehende Rente höher ist als die

Beträge, die ihm nach dem RKnG. zu gewähren
sind, so muß dem Berechtigten der höhere Be¬

trag gezahlt werden. Als verpflichtet muß die

Angestelltenpensionskasse angesehen werden,
weil auch die Leistung nach § 66 des RKnG.

eine solche der knappschaftlichen PensionsV.

bleibt. Die Angestelltenpensionskasse trifft diese

Verpflichtung zur Gewährung der höheren

Leistung aber nur insoweit, als nicht bereits eine

besondere Rente der InvV. nach § 109 Abs. 1

RKnG. gewährt ist. Denn § 66 a. a. O. bestimmt

nicht, daß und auf welche Weise die etwa fest¬

gestellte Rente aus der InvV. aufgehoben wer¬

den darf. Da auch sonst keine gesetzliche Mög¬
lichkeit zur Aufhebung dieser Rente besteht,
muß der Träger der InvV. die festgestellte Rente

aus der InvV. weiterzahlen. Die Angestellten¬
pensionskasse hat daher im Ergebnis nur den

Unterschiedsbetrag mehr zu gewähren, der

nötig ist, um die nach dem RKnG. zu gewähren¬
den Rentenbeträge auf den nach dem AVG. er¬

rechneten höheren Betrag zu ergänzen. Das

gleiche muß, weil das Gesetz nicht eine ver¬

schiedene Belastung der Angestelltenpensions¬
kasse gewollt haben kann, gelten, wenn die be¬

sondere Leistung der InvV. nach § 109 Abs. 1

des RKnG. noch nicht festgestellt ist. Auch in

diesem Falle bleibt daher der Träger der InvV.

zur Feststellung und Gewährung seiner Leistung
verpflichtet, und die Angestelltenpensionskasse
hat die nach dem RKnG. berechnete Pension so

zu erhöhen, daß sie unter Hinzurechnung der

Leistung aus der InvV. dem nach dem AVG.

errechneten Rentenbetrag gleichkommt
5. Da § 66 RKnG. eine Schlechterstellung der

knappschaftlichen Ruhegeldempfänger gegen¬

über solchen nach dem AVG. verhüten soll

und ein Antrag des Berechtigten nicht vorge¬

sehen ist. ist stets von Amts wegen zu prüfen,
ob die Voraussetzungen für die Anwendung
dieser Vorschrift gegeben sind.

§ 88 b Satzung d. RKn. Ermittlung des Ein¬

kommens im Sinne des § 88 b der Satz¬

ungen der Reichsknappschatt bei Unter¬

brechung der Arbeit durch Krankheit.

E. des RVA. vom 21. Dezember 1933 — IUa Kn.

241I33K

Die Feststellung des Knappschafts-OVA., daß

die Invalidenpension des Klägers auch in der

Zeit nach dem 7. Juni 1931 erlittenen Unfall

gemäß §88b der Satzung der Reichsknappschaft
in Höhe von 50 v. H. zu ruhen habe, weil das

Einkommen des Klägers aus seiner Tätigkeit
als Zeitungsausträger 50 v. H. des durchschnitt¬

lichen Jahresarbeitsverdienstes eines Hauers im

bayerischen Pechkohlenbergbau übersteige, gibt
zu Bedenken Anlaß.

Nicht zu beanstanden ist zwar der Ausgangs¬

punkt des Knappschafts-OVA., daß nämlich der

Kläger nicht als selbständiger Gewerbetreiben¬

der (Zeitungskolporteur) anzusehen ist, auf

Grund der Beweisaufnahme über Tätigkeit und

Stellung des Klägers konnte das Knappschafts-
OVA. ohne Rechtsverstoß zu der Ansicht ge¬

langen, daß zwischen dem Kläger und dem Ver¬

lage der Seh. Nachrichten ein Beschäftigungs-
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Verhältnis bestanden hat (zu vgl. EuM, Bd. 1

S. 160 Entscheidung 3394, AN. 1929 S. IV H>4,

EuM. Bd. 24 S. 185).
Das Knappschafts-OVA. irrt aber, wenn es mit

Rücksicht auf das feste Lohnverhältnis des

Klägers annimmt, daß nach dem gemäß § 103c

der Satzung der Beklagten erlassenen Beschluß

des Vorstandes der Reichsknappschaft >m

21. Februar 1931 b« Ermittlung des Ein¬

kommens des Klägers im Sinne1 des § 88b der

Satzung die Unterbrechung der Arbeit des

Klägers durch die Krankheit vom 7. Juni 1931

bis 5. September 1931 unberücksichtigt zu blei¬

ben hal>e. Nach dem diesem Vorstandsbeschluh

zugrunde liegenden Beschluß des Satzungs-
ausschuss. der Beklagten vom 20. Februar

1931 sollen die Knappschaftsinvaliden bei An¬

wendung der Ruhensvorschriften „geringe Lohn-

ausfäll* z. B. durch Feierschichten in Kauf

nehmen"; demgemäß sind bei Knappschafts-
invaliden, die in einem festen Arbeitsverhältnis

stehen, „Zwangsfeierschichten oder willkürliche

Feierschichten, die in den Lauf eines

Monats fallen", nicht zu berücksichtigen.
Diese Voraussetzungen des Vorstands-

Beschlusses sind nicht erfüllt, da der Kläger
nadi den Feststellungen des Berufungsgerichts
last drei Monate hindurch (7. Juni bis 5. Sep¬
tember 1931) arbeitsunfähig krank gewesen ist,

mithin die Krankheitszeit nicht „in den Lauf

eines Monats fällt. — Es wäre also zu erörtern

gewesen, welche Einnahmen der Kläger tat-

ichlich während der Krankheitszeit durch die

Portführung des Zeitungsaustragens mit Hilfe

inderer Personen gehabt hat
Bedenklich erscheint auch die Auffassung ch

Knappschafts-OVA., daß bei der Ermittlung dt

Einkommens eles Klägers die Ausgaben für

Hilfskräfte ohne Ausnahme nicht zu be-

i ücksichtigen seien. Das RVA. hat zwar, wie

is Knappschafts-( )VA. zutreffend hervorhebt,
mehrfach Fälle entschieden, in denen eine Ab¬

setzung der Ausgaben für Hilfskräfte (z. B. für

Hausgehilfen und Putzfrauen) von elem Gehalt

des Knappschaftsinvaliden bei der Ermittlung
Ines Einkommens im Sinne der genannten

Ruhensvorschriften für nicht zulässig erklärt

worden ist (zu vgl. unter anderem E. in

Sachen W. und S. - lila Kn 526/31 und lila

Kn. 1394 31 —). Es bedarf im vorliegenden
Falle keiner E., ob das gleiche auch dann gelten
muß, wenn die I lerbeiziehung von Hilfskräften
— die zudem in einem mittelbaren Beschäfti¬

gungsverhältnis zu dem Arbeitgeber des Knapp-
s< haitsinvaliden stehen (zu vgl. EuM. Bd. 1

S. 160) — nach dem Inhalt eles Vertrages von

vornherein vorgesehen wer und es dem Inva¬

liden nach cler Art der Dienstleistung von vorn¬

herein nicht möglich war, die übernommenen

Arbeiten ordnungsgemäß allein zu verrichten.

In dem zur E. stehenden Fall durften jedenfalls
die Ausgaben tür che Hilfskräfte — außer für

I ochter und Ehefrau, sofern sie allein auf Grund

ihrer Familienzugehörigkeit ohne Abschluß be-

»nderer I)ienstvertrage tätig wurden (zu vgl.
lila Kn. Sl 32) — nicht außer acht bleiben, weil

die Beschäftigung dieser Hilfskräfte nur infolg
der Erkrankung des Klägers notwendig g
worden war. Es handelte sich also nicht um

eine mehr der Bequemlichkeit dienende Ent¬

lastung des Dil nstverpflichteten, wie sie nicht

Iten bei der Beschäftigung von Hausgehilfen
und Putzfrauen vorliegen wird, sondern d i e

Einstellungder Hilfskräfte war in¬

folge der Krankheit des Kläger
notwendig geworden, um über¬

haupt elie übernommenen Arbeiten

weiter ausführen zu können. In

Fällen dieser Art sind die notwen¬

digen Kosten für nicht zur Fami¬

lie n g e m e i n s c h a f t gehörige Hilfs¬

kräfte von dem Reineinkommen

des K n a p j) schaftsinvaliden in Ab¬

zug zu bringen.
Die Erörterungen des Knappschafts-OVA. über

(iie Abzugsfiihigkeit der Unkosten für das

vom Kläger zum Transport der

Zeitungen benutzte Motorrad waren

nicht nachzuprüfen, da das Knappschafts-OVA.
in diesem Punkte zu einer für den Klüger im

Endergebnis günstigen Feststellung gelangt ist,
die Revision gegen das Urteil des Knappschafts-
OVA. aber nur von dem Kläger, nicht von der

Beklagten eingelegt ist (sogenanntes Verbot der

reformatio in pejus).
Anm.: Der Senat war der Ansicht, daß diese

Kosten wohl nicht abzugsfähig seien. (Die Schriftl.)

§123 Satz. d. RK. Bei Anwendung der

Ruhensvorschriften kann die Vorschrift

des § 123 Abs. 2 der Satzung der Reichs¬

knappschaft nur dann Anwendung finden,

wenn ein Anspruch auf Ruhegeld nach

dem AVG« überhaupt gegeben wäre.

E. des R VA. vom 11. Januar 1934 Hla Kn. 1861

33/2.
Die Feststellung des Knappschafts-OVA., daß

das Ruhegeld des Klägers gemäß § 123 Abs. 2

der Satzung der Reichsknappschaft in der Zeit

vom 1. März 1931 bis 30. September 1931 ruht,
weil sein Einkommen als Büroangestellter in

ciieser Zeit monatlich 300 RM. überstiegen hat,
ist nicht zu beanstanden. Der Einwand des

Klügers, daß sein Ruhegeld nicht ruhen dürfe,
weil ihm gemäß § 123 Abs. 2 der Satzung (zu

vgl. auch § 60 Abs. 2 des RKnG., § 121 Abs. 6

der Satzung), mindestens derjenige Betrag als

Ruhegeld verbleiben müsse, der ihm im Falle

iner Versicherung nach dem AngVG. zu¬

stehen würde, ist unbegründet. Zwar muß dem

Kläger nach ^J 123 Abs. 2 der Satzung als Ruhe¬

geld mindestens die Leistung verbleiben, die

nach elem AngVG. zu gewähren sein würde,

wenn er statt in der knappschaftlichen PensV.

in der AngV. nach dem AngVG. versichert ge¬

wesen wäre. Dem Klüger würde aber im Falle

seiner Versicherung nach elem AngVG. ein An¬

spruch auf Ruhegeld (§ 30 AngVG.) überhaupt
nicht zustehen; denn die in der Zeit vom 1. Ja¬

nuar 1913 bis 31. März 1922 an die RfA. ge¬

leisteten Beiträge sind zurückgezahlt worden,

und durch elie Beitragszeit vom 1. November

1926 bis 31. Dezember 1927, während welcher

der Kläger BeitriL zur knappschaftlichen
AngPensionskasse entrichtet hat. würde die

Wartezeit von 60 Beitragsmonaten nach § 53

AngVG. nicht erfüllt sein.

Demnach ist das völlige Ruhen des dem Kläger

willigten Ruhegeld« vom Knappschufts-
< >VA. mit Recht festgestellt worden.
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